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ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REGIERUNG DER REPUBLIK OSTERREICH
UND DER REGIERUNG DES KONIGREICHS MAROKKO
UBER DIE ZUSAMMENARBEIT
IM BEREICH DES ZIVILSCHUTZES

Die Regierung der Republik Osterreich und

Die Regierung des Konigreichs Marokko

(im Folgenden ,die Vertragsparteien®)

haben,

Eingedenk der von Freundschaft und Herzlichkeit gepragten Beziehungen zwischen beiden

Staaten,
Uberzeugt von der Notwendigkeit einer stindigen Zusammenarbeit im Bereich des

Zivilschutzes,

folgendes vereinbart:

Artikel 1

Gegenstand des Abkommens

1. Dieses Abkommen regelt die Bedingungen fir:

(a)

(b)
(c)

freiwillige Hilfeleistungen bei Katastrophen oder schweren Unglucksfallen, die auf
Ersuchen der in Artikel 3 Absatz 1 genannten Behdrden der jeweils anderen
Vertragspartei oder auf diplomatischem Wege durch den Einsatz von
Hilfsmannschaften, von einzelnen zur Hilfeleistung entsandten Personen, der
Zusendung von Material oder der Zurverfigungstellung von Informationen gewahrt
werden sollen,

die Zusammenarbeit im Bereich der Ausbildung und

den Austausch von Informationen.

2. Dieses Abkommen gilt nicht fur Situationen, zu denen es aufgrund bewaffneter

Auseinandersetzungen gekommen ist.
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Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Abkommens bedeutet:

.Katastrophe oder schwerer Unglicksfall

ein bereits eingetretener oder unmittelbar bevorstehender auf3erordentlicher, teilweise oder
vollig aulder Kontrolle geratener, zeitlich wie raumlich begrenzter Zwischenfall, der im
Zusammenhang mit dem Betrieb technischer Einrichtungen, zerstorenden Naturgewalten
Umgang mit gefahrlichen Stoffen und ihrem Transport entsteht und zu einer Gefahr fir das
Leben oder die Gesundheit von Mensch und Tier, Bedrohung der Umwelt, Gefahrdung des
Eigentums, bedeutenden wirtschaftlichen Verlusten oder 6kologischen Beeintrachtigungen
fihren kann, und zu dessen Bewaltigung die eigenen Krafte der betroffenen Vertragspartei

nicht ausreichen;

,Hilfe ersuchender Staat”
diejenige Vertragspartei, deren in Artikel 3 Absatz 1 genannte Behdrden die andere

Vertragspartei um Hilfeleistung ersuchen;

,Hilfe leistender Staat"
diejenige Vertragspartei, deren in Artikel 3, Absatz 1 genannte Behdrden einem Ersuchen

der anderen Vertragspartei um Hilfeleistung stattgeben;

.Hilfsmannschaften“ oder ,einzelne zur Hilfeleistung entsandte Personen®

Person(en), die der Hilfe leistende Staat zur Hilfeleistung bestimmt;

»Ausristung*
das Material, insbesondere die technischen Gerate, Transportmittel und Rettungshunde fir

den Einsatz sowie Guter fir den Eigenbedarf;
~Hilfsguter*

Guter, die zur unentgeltlichen Abgabe an die betroffene Bevdlkerung auf dem Hoheitsgebiet

des um Hilfe ersuchenden Staates bestimmt sind.
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Artikel 3

Zustandigkeiten

1. Fir die Zusammenarbeit gemal den Bestimmungen dieses Abkommens sind folgende

Behdrden zustandig:

Auf der Seite der Regierung der Republik Osterreich:

der Bundesminister fur Inneres

Auf der Seite der Regierung des Kénigreichs Marokko:

der Innenminister

2. Die beiden Vertragsparteien geben einander auf diplomatischem Wege die Adressen und
Fernmeldeverbindungen der in Absatz 1 dieses Artikels genannten Behdrden sowie

deren Ansprechstellen bekannt. Die Ansprechstellen werden standig erreichbar sein.

3. Die in Absatz 1 genannten Behoérden der beiden Vertragsparteien sind ermachtigt, bei

der Durchfuhrung dieses Abkommens unmittelbar miteinander in Verbindung zu treten.

4. Die Vertragsparteien unterrichten einander unverziglich tUber Anderungen, die die

Zustandigkeiten dieser Behdrden betreffen.

Artikel 4
Art und Umfang der Hilfeleistung

1. Die Hilfe kann durch den Einsatz von Hilfsmannschaften oder einzelne zur Hilfeleistung
entsandte Personen, durch die Sendung von Hilfsgitern oder auf andere geeignete
Weise erfolgen, wobei Art und Umfang der Hilfeleistung im Zuge des Hilfeersuchens

zwischen den in Artikel 3 Absatz 1 genannten Behdrden abgesprochen werden.

2. Die ersuchende Behdrde stellt das Hilfeersuchen nach Moglichkeit in der Sprache der

ersuchten Vertragspartei oder in englischer Sprache.
3. Hilfsmannschaften kénnen zur Bekdmpfung von Branden, nuklearen oder chemischen

Gefahren sowie von sonstigen Katastrophen und schweren Unglicksfallen, insbesondere

fur medizinische Hilfe, Rettung, Bergung oder behelfsmafige Instandsetzung eingesetzt
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werden. Sie sollen Uber die hiezu erforderliche Ausbildung und Uber die notwendigen

Ausristungsgegenstande verfigen.

4. Der Transport von Hilfsmannschaften oder einzelnen zur Hilfeleistung entsandten
Personen, Ausristung und Hilfsgitern kann auf dem Land-, Luft- oder Wasserweg

erfolgen.

Artikel 5
Grenziibertritt und Aufenthalt

1. Um die fur eine rasche Hilfeleistung nétige Effizienz zu gewabhrleisten, verpflichten sich
die Vertragsparteien, die Grenzibertrittsformalitaten auf ein unbedingt nétiges Mal} zu

reduzieren.

2. Die Angehorigen einer Hilfsmannschaft kdnnen sich auf dem Gebiet des ersuchenden
Staates wahrend des Zeitraums der Hilfeleistung ohne Sichtvermerk und ohne
Aufenthaltsgenehmigung aufhalten. Der Leiter der Hilfsmannschaft hat auf Verlangen ein
seine Stellung oder seinen Auftrag bezeugendes Dokument und eine Namensliste der
Angehdrigen der Hilfsmannschaft, beide in der Sprache der ersuchenden Vertragspartei

oder in englischer Sprache, vorzuweisen.

3. Die Angehodrigen einer Hilfsmannschaft und die einzelnen zur Hilfeleistung entsandten
Personen bendétigen fir ihre Tatigkeit im Rahmen einer Hilfeleistung auf dem Gebiet der

anderen Vertragspartei keine Beschaftigungsbewilligung.

4. Die Angehérigen einer Hilfsmannschaft sind berechtigt, auf dem Gebiet des Hilfe
ersuchenden Staates ihre Uniform zu tragen, sofern dies zu ihrer Ublichen Ausristung
gehort. Die Hilfsmannschaften des Hilfe leistenden Staates sind berechtigt, auf dem
Gebiet des Hilfe ersuchenden Staates an ihren Fahrzeugen ihre eigenen Warnzeichen zu

benutzen.
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Artikel 6

Ein- und Ausfuhr der Ausriistung und der Hilfsgiiter

1. Die Vertragsparteien erleichtern die Ein- und Ausfuhr der Ausristung und Hilfsgiter tber

ihre Staatsgrenzen.

2. Die Ein- und Ausfuhr von Hilfsgltern nach und von Osterreich kann nur Gber

Osterreichische EU-AuRengrenzubertrittsstellen erfolgen.

3. Der Leiter einer Hilfsmannschaft hat den Grenzkontroll- oder Zollorganen der Hilfe
ersuchenden Vertragspartei beim Betreten deren Hoheitsgebietes lediglich ein
Verzeichnis der mitgeflihrten Ausriistung und Hilfsglter in der Sprache der ersuchenden

Vertragspartei oder in englischer Sprache zu lbergeben.

4. Die Angehdrigen einer Hilfsmannschaft oder die einzelnen zur Hilfeleistung entsandten
Personen dirfen aufder der Ausristung und Hilfsglitern keine anderen Waren mitfiihren.
Schusswaffen und Munition dirfen auf das Gebiet des Hilfe ersuchenden Staates nicht

mitgefuhrt werden.

5. Auf Ausristung und Hilfsguter finden die Verbote und Beschrankungen fur den
grenzuberschreitenden Warenverkehr keine Anwendung. Soweit die Ausrustung nicht
verbraucht oder zerstort wird, ist sie wieder auszufihren. Wird Ausristung als Hilfsgut
zurtickgelassen, so sind Art und Menge sowie der Verbleib der in Artikel 3 Absatz 1
genannten Behodrde des Hilfe ersuchenden Staates anzuzeigen, welche die zustandige

Zollstelle hievon benachrichtigt.

6. Die Bestimmungen des Absatzes 5 dieses Artikels finden auch Anwendung auf die
Einfuhr von Suchtgiften und psychotropen Stoffen in den Hilfe ersuchenden Staat und die
Wiederausfuhr der nicht verbrauchten Mengen in den Hilfe leistenden Staat. Dieser
Warenverkehr gilt nicht als Ein- und Ausfuhr im Sinne der internationalen
Ubereinkommen betreffend Suchtgifte und psychotrope Stoffe. Suchtgifte und
psychotrope Stoffe durfen nur nach Mallgabe des dringlichen medizinischen Bedarfs
eingefuhrt und nur durch qualifiziertes medizinisches Personal nach den
Rechtsvorschriften der Vertragspartei eingesetzt werden, der die Hilfsmannschaft oder
die zur Hilfeleistung entsandte Person angehort. Die verbrauchten Suchtgifte und
psychotropen Stoffe werden der Verbrauchsstatistik des Hilfe leistenden Staates

zugerechnet.
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7. Bei Gegenseitigkeit werden die Vertragsparteien die Ausristung im Hilfe ersuchenden
Staat ohne formliches Verfahren und ohne Leistung einer Sicherstellung zur
abgabenfreien voribergehenden Verwendung zulassen. Die Vertragsparteien werden
aullerdem Ausristung und Hilfsgliter von allen Zdllen, Steuern und sonstigen

Eingangsabgaben befreien, soweit sie verbraucht oder zuriickgelassen wurden.

Artikel 7

Einsatz von Luftfahrzeugen

1. Luftfahrzeuge kénnen fir die schnelle Heranflihrung der Hilfsmannschaften nach Artikel

4 Absatz 4 und auch unmittelbar fir Hilfeleistungen eingesetzt werden.

2. Die Verwendung von Luftfahrzeugen bei einem Hilfseinsatz ist der zustandigen
Luftfahrtbehorde der anderen Vertragspartei im Voraus mit Angaben Uber Art des
Luftfahrzeuges, Besatzung, Beladung, Landeort und voraussichtliche Landezeit

mitzuteilen.

3. Die luftfahrtrechtlichen Verkehrsvorschriften der Vertragsparteien und die beiderseitig
vereinbarte Vorgangsweise fir den Grenzlberflug sind anzuwenden. Der jeweilige

Flugplan hat einen Hinweis auf dieses Abkommen zu enthalten.

4. Der Hilfe ersuchende Staat gestattet, dass Luftfahrzeuge, die vom Hoheitsgebiet des
Hilfe leistenden Staates aus eingesetzt werden, auf Flugplatzen und auf solchen Flachen,
die nicht als Flugplatze gewidmet sind, landen und von diesen abfliegen kénnen, sofern

deren Bauart und technische Ausrustung dies ermdglicht.
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Artikel 8

Koordination und Gesamtleitung

1. Die Koordination und Leitung der Rettungs- und HilfsmaRnahmen obliegt den Behdérden

des Hilfe ersuchenden Staates.

2. Auftrage an die Hilfsmannschaften des Hilfe leistenden Staates werden ausschlief3lich an
ihre Leiter gerichtet, welche die Art der Durchfliihrung gegentber den ihnen unterstellten

Kraften anordnen.

3. Die Behodrden des Hilfe ersuchenden Staates leisten den Hilfsmannschaften oder
einzelnen zur Hilfeleistung entsandten Personen des Hilfe leistenden Staates im Rahmen
ihrer Zustandigkeit Schutz und Hilfe.

Artikel 9

Einsatzkosten

1. Der Hilfe leistende Staat hat gegenuber dem Hilfe ersuchenden Staat keinen Anspruch
auf Ersatz der Kosten der Hilfeleistung. Dies gilt auch fiir Kosten, die durch Verbrauch,

Beschadigung oder Verlust der Ausristung entstehen.

2. Im Fall der ganzlichen oder teilweisen Wiedereinbringung der Kosten der durchgefiihrten
HilfsmalRnahmen gilt Absatz 1 dieses Artikels nicht. Der Hilfe leistende Staat wird

vorrangig entschadigt.

3. Der Hilfe ersuchende Staat tragt die Kosten der Hilfeleistungen durch natirliche und

juristische Personen, die der Hilfe leistende Staat auf Ersuchen hin lediglich vermittelt.

4. Den Hilfsmannschaften und den einzelnen zur Hilfeleistung entsandten Personen des
Hilfe leistenden Staates wird wahrend der Dauer des Einsatzes im Hilfe ersuchenden
Staat auf dessen Kosten im Bedarfsfall logistische Unterstitzung, einschlieRlich

medizinischer Erstversorgung gewahrt.
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Artikel 10

Schadenersatz und Entschadigung

1. Jede Vertragspartei verzichtet auf alle ihr gegen die andere Vertragspartei oder deren zur

Hilfeleistung bestimmte Personen zustehenden Anspriche auf Ersatz von

(a) Vermogensschaden, die von einer zur Hilfeleistung bestimmten Person im
Zusammenhang mit der Erfillung ihres Auftrages verursacht worden sind;

(b) Schaden, die auf einer Kérperverletzung, einer Gesundheitsschadigung oder dem
Tod einer zur Hilfeleistung bestimmten Person im Zusammenhang mit der Erfullung

ihres Auftrages beruhen.

Dies gilt nicht, wenn der Schaden vorsatzlich oder grob fahrlassig verursacht wurde.

2. Wird durch eine zur Hilfeleistung bestimmte Person des Hilfe leistenden Staates im
Zusammenhang mit der Erflllung ihres Auftrages im Gebiet des Hilfe ersuchenden
Staates Dritten ein Schaden zugefligt, so haftet der Hilfe ersuchende Staat fir den
Schaden nach Maligabe der Rechtsvorschriften, die im Fall eines durch eigene zur
Hilfeleistung bestimmte Personen verursachten Schadens Anwendung fanden. Die zur

Hilfeleistung bestimmte Person haftet nicht.

3. Der Hilfe ersuchende Staat hat keinen Regressanspruch gegen den Hilfe leistenden
Staat oder dessen zur Hilfeleistung bestimmte Personen. Hat aber die zur Hilfeleistung
bestimmte Person des Hilfe leistenden Staates einem Dritten einen Schaden vorsatzlich
oder grob fahrldssig =zugefigt, so kann der Hilfe ersuchende Staat -einen

Regressanspruch gegen den Hilfe leistenden Staat geltend machen.

4. Auf Ersuchen des Hilfe leistenden Staates ist eine allfallige strafrechtliche Verantwortung
eines seiner Staatsangehdérigen in Zusammenhang mit dem Hilfseinsatz nach seinen
innerstaatlichen Vorschriften zu beurteilen und das diesbezlgliche Verfahren auf seinem
Hoheitsgebiet durchzufiihren. Der Hilfe ersuchende Staat gewahrleistet die ungehinderte

Ausreise einer solchen zur Hilfeleistung bestimmten Person in den Hilfe leistenden Staat.

5. Die Behorden der Vertragsparteien arbeiten gemall ihren innerstaatlichen
Rechtsvorschriften eng zusammen, um die Erledigung von Schadenersatz- und
Entschadigungsanspriichen zu erleichtern. Insbesondere tauschen sie alle ihnen

zuganglichen Informationen Gber Schadensfalle im Sinne dieses Artikels aus.
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Artikel 11

Fernmeldeverbindungen

Die in Artikel 3 Absatz 1 dieses Vertrages genannten Behdrden beider Vertragsparteien
werden alle notwendigen Mallinahmen durchfihren, um eine sichere Verbindung zwischen

den Behorden und den Hilfsmannschaften am Einsatzort zu gewahrleisten.

Artikel 12
Beendigung der Hilfeleistung

Die Hilfsmannschaften oder die einzelnen zur Hilfeleistung entsandten Personen missen
ihre Tatigkeit unverziglich einstellen, wenn dies die in Artikel 3 Absatz 1 angefiihrten
Behorden verlangen, ansonsten beenden sie ihre Tatigkeit nach ihrer Aufgabenerfiillung.

Danach missen die Hilfsmannschaften und die einzelnen zur Hilfeleistung entsandten

Personen unverziglich das Gebiet des Hilfe ersuchenden Staates verlassen.

Artikel 13

Zusammenarbeit im Bereich der Information und der Ausbildung

1. Die Vertragsparteien arbeiten nach Maligabe des innerstaatlichen Rechts zusammen,

insbesondere:

(a) zur Vorbeugung und Minderung der Folgen von Katastrophen oder schweren
Unglicksfallen, indem sie Informationen wissenschaftlich-technischer Art
austauschen und Treffen, Forschungsprogramme, Fachkurse und Ubungen von

Hilfseinsatzen auf dem Gebiet beider Vertragsparteien vorsehen;

(b) zum Austausch von Informationen Uber Gefahren und Schaden, die entstehen und
sich auch auf das Gebiet der anderen Vertragspartei auswirken kénnen; die

gegenseitige Unterrichtung umfasst auch die Ubermittiung von Messdaten.

2. Fir gemeinsame Ubungen gelten die Bestimmungen dieses Abkommens sinngemaR.

3. Die Zusammenarbeit im Bereich der Ausbildung kann
(@) in Form von Informationsbesuchen durch FUhrungskrafte,

(b) in Form von Expertentreffen,
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(c) durch die Teilnahme an Fachkursen

erfolgen.

4. Die in Artikel 3 Absatz 1 genannten Behdérden tragen die durch die Zusammenarbeit im

Bereich der Ausbildung anfallenden Kosten wie folgt:

(a) die gemal Artikel 3 Absatz 1 zustandige Behorde des Hilfe leistenden Staates
Ubernimmt die Kosten fiir die Hin- und RUckreise ihrer Fachleute sowie die Kosten

fur deren Rickholung bei Erkrankung oder Todesfall,

(b) die gemaR Artikel 3 Absatz 1 zustdndige Behoérde des Hilfe ersuchenden Staates
Ubernimmt ihrerseits die Kosten fir Unterbringung und Verpflegung sowie fir den
Transport im Gastland.

Artikel 14
Beilegung von Meinungsverschiedenheiten
Meinungsverschiedenheiten Gber die Anwendung dieses Abkommens, die nicht unmittelbar

durch die in Artikel 3 Absatz 1 genannten Behorden beigelegt werden kénnen, werden von

den Vertragsparteien auf diplomatischem Wege bereinigt.

Artikel 15

Andere vertragliche Regelungen

Bestehende vertragliche Regelungen zwischen den Vertragsparteien bleiben unberthrt.

Artikel 16

Schlussbestimmungen
1. Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.
2. Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats in Kraft, der auf den Monat
folgt, in dem die Vertragsparteien einander schriftlich auf diplomatischem Wege mitgeteilt

haben, dass die jeweiligen innerstaatlichen Voraussetzungen fir das Inkrafttreten erfillt

sind.
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3. Dieses Abkommen kann jederzeit schriftlich auf diplomatischem Wege gekundigt werden;

in diesem Falle tritt es sechs Monate ab dem Tage des Einlangens der Mitteilung der

Kindigung aul3er Kraft.

Geschehen zu Rabat, am 9. November 2009 in zwei Urschriften, jede in deutscher,

arabischer und franzdsischer Sprache, wobei die drei Texte gleichermalien authentisch sind.

Im Falle unterschiedlicher Auslegung geht der franzdsische Text vor.

Fur die Regierung der
Republik Osterreich:

Maria Fekter m.p.

Fur die Regierung
des Konigreichs Marokko:

Chakib Benmoussa m.p.

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

2017-11-27722:35:52+01:00

Informationen zur Priifung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at

Informationen zur Prifung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://www.bka.gv.at/verifizierung

B Unterzeichner
1 ?‘g
) 4, Datum/Zeit

q <

& ~
@ + =

Prifinformation
BUNDESKAMZLERAMT
AMTSSIGNATUR Hinweis

Dieses Dokument wurde amtssigniert.

www.ris.bka.gv.at




		2017-11-27T22:35:52+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




